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Völkerrecht schützen 
 

In unregelmäßigen Abständen finden im ehemaligen 

Wahlkreisbüro von Michael Müller, das nun, ange-
lehnt an seinen Beruf, den Namen „Die Setzerei“ 
trägt, Veranstaltungen mit Politikern, Wirtschafts-
vertretern oder Künstlern statt. 

 

Gestern begrüßte Mi-
chael Müller den 
früheren SPD-Frakti-
onsvorsitzenden Rolf 
Mützenich in seinen 

Räumlichkeiten an der 

Bleibtreustraße. Zwi-
schen funktionieren-
den Druckmaschinen 
und Setzkästen hat-
ten sich knapp 100 

Gäste eingefunden, um zu hören, was ihnen der 
heutige Außenpolitiker Rolf Mützenich zu sagen 

hat.   
 

Mützenich war von September 2019 bis Februar 
2025 Fraktionsvorsitzender und alles andere als ge-
schmeidig in dieser Funktion. Den breitesten Raum 

in seinem Wikipedia-Eintrag nimmt die Rubrik: „Po-
sitionen zum Krieg in der Ukraine“ ein. Wir erinnern 
uns: Im März 2024 forderte Mützenich in einer Bun-
destagsdebatte über einen Antrag der Unionsfraktion 

zur Lieferung von Taurus-Marschflugkörpern an die 
Ukraine, es solle darüber nachgedacht werden, wie 
man den Krieg „einfrieren“ könne. Sei „es nicht an 

der Zeit, dass wir nicht nur darüber reden, wie man 
einen Krieg führt, sondern auch darüber nachden-
ken, wie man einen Krieg einfrieren und später auch 
beenden“ könne? 
 

Der fraglos richtige Ansatz, fand nicht bei allen seiner 
Genossen Zustimmung, aber bei der Linken, dem 
BSW und Abgeordneten der AfD. Heftige Kritik gab 
es aus dem Regierungslager von den Grünen und der 
FDP und Teilen seiner Partei, aber auch von Unions-
politikern.  
 

Niemand weiß, wozu es geführt hätte, wenn der 
Krieg, zwei Jahre nach dem völkerrechtswidrigen An-
griffs Putins auf die Ukraine, eingefroren worden 

wäre. Vielleicht viele Tausend Tote weniger? Der 
Text bei Wikipedia spiegelt die ganze Tragweite die-

ser Katastrophe wider. Und er zeigt die Zerrissenheit 
der deutschen Politik in dieser Frage. Um Ihnen das 
Nachschlagen abzunehmen, dokumentieren wir den 
Text am Ende dieses Beitrages. 
 

Mützenich bedauerte gleich zu Beginn seiner Ausfüh-

rungen, dass der atomare Abrüstungsvertrag zwi-

schen den USA und Russland, New START, am 5. 
Februar 2026 ausgelaufen ist. Damit endet eine 50-
jährige Ära der direkten Begrenzung strategischer 
Atomwaffen, was Befürchtungen vor einem neuen 
Wettrüsten zwischen den Großmächten schürt. Das 
Abkommen beschränkte die Sprengköpfe auf je 
1.550. Mützenich: „Trump und Putin sind offenbar 

nicht bereit, zur Stabilität in der Welt beizutragen.“ 
 

 
 

Mützenich kritisierte, wie wir inzwischen mit einer 
Selbstverständlichkeit mit hohen Rüstungsausgaben 
umgingen und verwies auf die exorbitanten Ge-
winne, die damit erzielt würden. Diese Gewinne 

müssten „abgegriffen“ und für den Wiederaufbau 
verwendet werden.  
 

Auch stört sich der SPD-Politiker an der Sprache. 
Was ist damit gemeint, wenn gesagt wird: „Europa 
muss wieder die Sprache der Macht lernen?“ Vertei-
digungsminister Boris Pistorius musste sich wegen 
des von ihm gebrauchten Begriffs der „Kriegstüch-

tigkeit“ von seinem Parteifreund Kritik anhören. 
„Kriegstüchtig ist nicht die Aufgabe des Grundgeset-
zes.“, so Mützenich. 
 

Mützenich erinnert daran, dass am 2. März 2022 die 

UN-Generalversammlung mit 77,9 Prozent einer Re-
solution zustimmte, die den russischen Einmarsch in 
die Ukraine auf das Schärfste missbilligte. 141 Län-
der stimmten der Resolution zu. Allerdings machen 
die fünf Länder, die dagegen stimmten und vor allem 

die 35, die sich enthalten haben, rund die Hälfte der 
Weltbevölkerung aus. Dass die Resolution letztlich 

am Veto Russlands im Sicherheitsrat scheiterte, war 
zu erwarten. 
 

Ein weiterer Kritikpunkt Mützenichs ist, dass wir auf 
dem Markt alles kaufen, was es an Waffen gibt, ohne 

näher über die Einsatzmöglichkeiten nachzudenken. 
Er mahnte an, dass sich das Europäische Parlament 
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mehr einbringen müsse. Und er appellierte, dass das 
Völkerrecht geschützt werden müsse. Als Fazit der 
Veranstaltung kann man Mützenich nicht vorwerfen, 
dass auch er keine neue Lösung des Problems auf 
den Tisch legen kann.  
 

Im Laufe der vier Kriegs-Jahre sind vermutlich einige 
Chancen liegengelassen worden. Ob es unter einer 
Präsidentschaft Trumps erst gar nicht zum Krieg ge-
kommen wäre, ist eine durch nichts zu belegende 
Behauptung. Alle Angebote aus der Ukraine, auf eine 
NATO-Mitgliedschaft zu verzichten und über Gebiets-

abtretungen nachzudenken, haben Putin nicht von 
seinem Weg abgebracht. Er dreht jeden Tag hun-

derte seiner Soldaten durch den „Fleischwolf“ an der 
Front und zerstört Stück für Stück die Ukraine. Den 
Schaden, den sein Krieg im eigenen Land anrichtet, 
nimmt er in Kauf.  
 

Der Krieg auf europäischem Boden ist zunehmend zu 
einem singulären Problem Europas geworden, für 
das sich der Rest der Welt, allen voran die USA, im-
mer weniger interessiert. Und Europa ist nicht in der 
Lage, der Ukraine in erforderlichem Umfang zu hel-

fen, so lange Länder wie Ungarn weiterhin in Russ-
land einkaufen und Gelder für die Unterstützung der 
Ukraine blockieren. Das Einstimmigkeitssystem war 
die größte Fehlentscheidung bei Gründung der EU. 
 

Zu erwähnen wäre noch, dass die Veranstaltung in 
der Setzerei eine Kooperation mit dem Haus der Ver-

einten Nationen und dem Friedenskreis Charlotten-
burg-Wilmersdorf war. Fotos: Ed Koch 
 

Und nun, wie angekündigt, eine Geschichtsstunde 
aus Wikipedia über Rolf Mützenichs Positionen 
zum Krieg in der Ukraine.  

 
Im Mai 2021, vier Mo-
nate vor der Bundes-
tagswahl 2021, kriti-

sierte Mützenich den 
Grünen-Politiker Ro-
bert Habeck scharf. 
Dessen Forderung 
nach Defensivwaffen 
für die Ukraine im 

Rahmen des laufen-

den Russisch-Ukraini-
schen Kriegs sei ein 

Zeichen dafür, dass Habeck blauäugig sei oder sich 
im Wahlkampf um ein neues Image bemühe. Die 
Grünen seien nicht regierungsfähig und unaufrichtig. 
Habeck gieße mit seiner Forderung Öl ins Feuer; als 

ehemaliger Landesumweltminister verkenne er die 
innere Situation in der Ukraine und das in der Region 

nötige komplexe Krisenmanagement. Ende Januar 
2022, vier Wochen vor dem Beginn des russischen 
Überfalls auf die Ukraine, äußerte er, dass er die 
„russische Bedrohungsanalyse“ nicht teile, aber ver-
stehe. 
 

Man brauche eine Sicherheitsarchitektur in Europa, 
die Militärbündnisse überwinde und Russland ein-
schließe, auch wenn das momentan „illusorisch“ er-
scheine. Die NATO sei keine Garantie für Rechts-
staatlichkeit und Demokratie, wie die Beispiele Un-
garn, Polen oder auch Trump gezeigt hätten. Russ-

land habe „berechtigte Sicherheitsinteressen“; das 
müsse öffentlich anerkannt werden. Dies habe nichts 

mit der Ukraine zu tun, sondern „mit den USA, dem 
Wegfall von Rüstungsabkommen“. Es gehe um „De-
eskalation“, man hätte „Angebote im Bereich der Ab-
rüstung und Rüstungskontrolle“ und in Stationie-
rungsfragen und Vertrauensbildung. Das Zentrum 

gegen Desinformation des Nationalen Sicherheits- 
und Verteidigungsrates der Ukraine führt Mützenich 
auf einer Liste von Personen, deren „Narrative … mit 
der russischen Propaganda übereinstimmen“, aller-
dings (Stand Mitte 2022) lediglich wegen einer For-
derung nach einem Waffenstillstand. 
 

Nach Beginn der russischen Invasion äußerte Müt-
zenich Zweifel am Verstand des russischen Präsiden-
ten Putin. Dessen Verhalten sei „komplett irrational“. 
Er wies Vorwürfe zurück, die SPD sei zu naiv gewe-

sen; man sei nicht „gutgläubig“ gewesen. Aber es sei 
zu „konstatieren, dass wir uns in Putin getäuscht und 
ihn für einen rationalen Akteur gehalten haben“. 
 

Er bekräftigte „grundsätzliche Zweifel“ am Konzept 

atomarer Abschreckung; in den Jahren zuvor hatte 
er ein Sicherheitssystem ohne solche Abschreckung 
und ohne NATO gefordert. 
 

Im April 2022 kritisierte er die von den Abgeordneten 
Michael Roth (SPD), Marie-Agnes Strack-Zim-

mermann (FDP) und Anton Hofreiter (Grüne) bei 
einer Reise in die Ukraine erhobene Forderung nach 
Lieferungen schwerer Waffen. Es könne richtig sein, 
sich in der Ukraine selbst ein Bild über die Lage zu 
machen; es sei jedoch falsch, dann „beispiellose Ent-
scheidungen zu fordern“, die man nicht selbst ver-

antworten müsse. 
 

Er warf Kritikern aus den Reihen der Koalition vor, 
dass es ihnen nur „am Rande“ um die Ukraine gehe. 
Deutschland handele im Einklang mit Partnerländern 

und verantwortungsvoll; man müsse aber den Ein-
druck vermeiden, selbst Kriegspartei zu sein und 
dürfe auch nicht die Einsatzfähigkeit der Bundeswehr 
gefährden. Er fordere von der SPD-Fraktion Ge-
schlossenheit. Anfang 2023 kritisierte er im Zusam-

mailto:paperpress@berlin.de
http://www.paperpress-newsletter.de/


 
 

 

 
_______________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________ 

Nr. 646-27                               27. Februar 2026                         51. Jahrgang 
 

3 
 

Impressum: paperpress – seit 1976 – paperpress ist ein Projekt des Paper Press Verein für gemeinnützige Pressearbeit in Berlin e.V. 

paperpress finanziert sich zu 100 Prozent aus Spenden. Spendenkonto: IBAN DE10 1001 0010 0001 4221 01 Postbank Berlin 

Vorstand Paper Press e.V.: Ed Koch – Mathias Kraft – Gründer und Herausgeber: Ed Koch (verantwortlich für den Inhalt) 

Postanschrift: Paper Press – Postfach 42 40 03 – 12082 Berlin – E-Mail: paperpress@berlin.de – Sponsor: PIEREG Druckcenter www.piereg.de 
paperpress erscheint kostenlos – Bestellungen über www.paperpress-newsletter.de – Jubiläumslogo: Tobias Kellermann stilbrand® 

Aus Gründen der besseren Lesbarkeit verwenden wir bei Personenbezeichnungen und personenbezogenen Hauptwörtern die männliche Form. 

Entsprechende Begriffe gelten grundsätzlich für alle Geschlechter. Die verkürzte Sprachform beinhaltet keine Wertung.   
 

menhang der Debatte um die Freigabe bzw. Liefe-
rung von Leopard-2-Kampfpanzern an die Ukraine 
die Vorsitzende des Verteidigungsausschusses 
Strack-Zimmermann scharf und behauptete, diese 
und andere würden „uns in eine militärische Ausei-
nandersetzung hinein[reden]. Dieselben, die heute 
Alleingänge mit schweren Kampfpanzern fordern, 

werden morgen nach Flugzeugen oder Truppen 
schreien“. Sicherheitspolitik sei nicht auf Waffenlie-
ferungen reduzierbar; Deutschlands Führungsrolle 
zeige sich auf unterschiedlichen Feldern der Hilfs- 
und Unterstützungsleistungen für die Ukraine. 
„Gleichzeitig tragen wir mit einer verantwortungsvol-

len Politik mit dazu bei, einen neuen Kalten Krieg zu 
verhindern. Eine solche Epoche darf nicht wieder die 
internationale Ordnung prägen.“ 
 

Strack-Zimmermann warf ihm daraufhin im Bundes-
tag vor, das „Sinnbild aller zentralen Verfehlungen 

deutscher Außenpolitik“ zu sein. Er sei „nicht mehr 
in der Lage, sein Weltbild der Realität anzupassen“. 
 

Im März 2024 forderte Mützenich in einer Bundes-
tagsdebatte über einen Antrag der Unionsfraktion 

zur Lieferung von Taurus-Marschflugkörpern an die 
Ukraine, es solle darüber nachgedacht werden, wie 
man den Krieg „einfrieren“ könne. Sei „es nicht an 
der Zeit, dass wir nicht nur darüber reden, wie man 
einen Krieg führt, sondern auch darüber nachden-
ken, wie man einen Krieg einfrieren und später auch 

beenden“ könne? 
 

Mützenichs Forderungen fanden laut Plenarprotokoll 
„Beifall bei der SPD, der Linken und dem BSW sowie 
bei Abgeordneten der AfD und des Abgeordneten Ro-

bert Farle“. 
 

Dies führte zu erneuter heftiger Kritik an Mützenich 
sowohl aus dem Regierungslager, insbesondere von 
Vertretern der Grünen und der FDP, als auch von den 
Unionspolitikern und Teilen der SPD. Mützenich wies 

die Kritik zurück und sagte, er habe sich „klar für die 
Unterstützung der Ukraine, auch mit Waffen und Mu-
nition, ausgesprochen“.  
 

Die Grünen-Vorsitzende Ricarda Lang sagte, Müt-

zenichs Rede sei ein „Rückfall in die alte Russlandpo-
litik der Sozialdemokratie“, es sei offensichtlich, dass 
das geforderte Einfrieren „am Ende zu unfassbarem 

Leid der vielen Menschen in diesen besetzten Terri-
torien führen würde.“  
 

Finanzminister Christian Lindner äußerte sich 
gleichfalls ablehnend: „Fragen der Sicherheit der 
Bundesrepublik Deutschland und der Existenz der 
Demokratie in der Ukraine dürfen nicht zum Gegen-
stand von Vorwahlkampf werden, wie es der Vorsit-

zende der SPD-Fraktion versucht hat.“ 

Verteidigungsminister Boris Pistorius (SPD) distan-
zierte sich von den Aussagen Mützenichs. Es dürfe 
keinen Diktatfrieden geben „und keinen Frieden, der 
dazu führt, oder einen Waffenstillstand oder ein Ein-
frieren, bei dem Putin am Ende gestärkt herausgeht 
und den Konflikt fortsetzt, wann immer es ihm 
beliebt“.  
 

Außenministerin Annalena Baerbock (Grüne) ver-
wies auf den Bericht der Vereinten Nationen zur Lage 
in der Ukraine; dieser lese sich wie ein Horrorbuch. 
Die estnische Ministerpräsidentin Kaja Kallas kom-

mentierte die Anregung Mützenichs, den „Krieg in 
der Ukraine einzufrieren“, mit dem Satz „In einer 

Welt voller Gewalt wäre Pazifismus Selbstmord – 
ganz einfach ausgedrückt“. Der Generalinspekteur 
der Bundeswehr, Carsten Breuer, äußerte sich 
gleichfalls skeptisch: „Die derzeitige militärische Si-
tuation in der Ukraine lässt ein Einfrieren des Krieges 

weder möglich noch erstrebenswert erscheinen“, so 
gut wie alle eingefrorenen Konflikte seien später wie-
der mit Gewalt fortgeführt worden.  
 

Der ehemalige Bundeskanzler Gerhard Schröder 

(SPD), ein Freund des russischen Präsidenten Wla-
dimir Putin, hingegen unterstützte Mützenich: „Mir 
scheint, dass der Fraktionsvorsitzende der SPD, Herr 
Rolf Mützenich, auf dem richtigen Weg ist. Seine Po-
sition sollte von der Partei und Fraktion unterstützt 
werden“. Mützenich blieb auch danach bei seiner Po-

sition. Er sei in den „Sozial- und Friedenswissen-
schaften ausgebildet. Dort wird das Einfrieren als Be-
grifflichkeit genutzt, um in einer besonderen Situa-
tion zeitlich befristete lokale Waffenruhen und huma-
nitäre Feuerpausen zu ermöglichen, die überführt 
werden können in eine beständige Abwesenheit mi-
litärischer Gewalt.“ Was allerdings die Zustimmung 

beider Kriegsparteien voraussetze.  
 

In der 13. Kalenderwoche 2024 wurde ein offener 
Brief SPD-angehöriger Historiker – Martina 
Winkler, Gabriele Lingelbach, Jan Claas Beh-

rends, Dirk Schumann und Heinrich August 
Winkler – an die SPD veröffentlicht, der die Auffas-
sung vertrat, dass der u. a. von Mützenich vertretene 
Standpunkt und dessen Äußerungen zu Recht in der 
Öffentlichkeit kritisiert würden, da diese „immer wie-

der willkürlich, erratisch und nicht selten faktisch 
falsch“ seien. Sie ließen die „nötige Klarheit und un-

zweideutige Solidarität vermissen“, die aus dem Be-
griff der „Zeitenwende“ eigentlich folgen müsste. 
Nach wie vor werde ihre frühere Ostpolitik „romanti-
sierend als Markenzeichen der SPD“ betrachtet, Feh-
ler und Verstrickungen von SPD-Politikern aber nicht 
aufgearbeitet. Das sei gefährlich, weil so die notwen-

dige neue Außenpolitik eine irregeleitete Grundlage 
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bekäme. Das von Mützenich geforderte Einfrieren 
bedeute in Wirklichkeit „eine Beendigung zugunsten 
des Angreifer“. 
 

Der Konfliktforscher Joachim Krause bewertete im 

März 2024 Mützenichs Position als widersprüchlich 
und vermutete, dass sie weniger für eine Konfliktlö-
sung in der Ukraine vorgebracht wurde als für die 
Möglichkeit der SPD, sich in kommenden Wahlkämp-
fen als „Friedenspartei“ darstellen zu können. Grund-
sätzlich sei es nicht unstatthaft, über verschiedene 
Wege einer Beendigung des Krieges nachzudenken, 

in Deutschland neige man durchaus dazu, schnell 
Denkverbote zu verhängen. Mützenichs Argumenta-

tion sei inkohärent. Er gebe keine Anhaltspunkte, wie 
Putin – der offenkundig fest entschlossen sei, die Uk-
raine zu besiegen – von Deutschland oder anderen 
Akteuren überhaupt zu einem gewünschten „Einfrie-
ren“ des Konfliktes gebracht werden könne, das be-

reits unerklärte „Einfrieren“ solle dazu dann noch ir-
gendwie weitere Verhandlungen ermöglichen, auch 
dies erläutere Mützenich nicht. Stattdessen gebe er 
an, dass, solange Putin nicht verhandeln wolle, man 
auch nicht verhandeln könne, was zwar richtig sei, 
aber die Frage aufwerfe, warum Mützenich dann 

überhaupt Verhandlungen gefordert habe. 
 

Herfried Münkler – selbst SPD-Mitglied – hielt fest, 
dass Mützenich offenbar Schwierigkeiten habe, an-
zuerkennen, dass in der internationalen Politik nun-

mal die Antagonisten die „Rhythmik des Gesche-
hens“ bestimmten. Ulrich Kühn vom Hamburger 
IFSH wies darauf hin, dass der Begriff des Einfrierens 
nach dem Zusammenbruch der Sowjetunion aufge-
kommen sei und sich auf sehr blutige Konflikte be-
ziehe, in denen Russland eine gewichtige Rolle ge-
spielt habe. Diese seien dann diplomatisch zeitweise 

unterbrochen worden, „ohne aber eine politische Lö-
sung des eigentlichen Konflikts zu finden“. Stattdes-
sen seien die Kampfhandlungen später wieder auf-
genommen worden, gelungen sei eine Konfliktbeile-
gung so „eigentlich nie“.  
 

In der Ukraine fehle jede Basis für das von Mützenich 
angedachte Vorgehen. Putin glaube, den Krieg mili-
tärisch zu gewinnen, und sehe keinen Grund, Kom-
promisse einzugehen, und die Ukraine strebe die 

vollständige Integrität ihres Staatsgebietes an. 
 

Der Osteuropahistoriker Martin Schulze Wessel di-
agnostizierte, in der „irrlichternden Argumentation 
des Kanzleramts und der Fraktionsführung zur Frage 
der Taurus-Lieferung“ mache sich ein intellektueller 
„Kompetenzverlust“ der SPD bemerkbar. Er hielt es 

ferner für bemerkenswert, dass Mützenich nicht an-
erkenne und nie anerkannt habe, dass die Ukraine 

1994 durch das Budapester Memorandum freiwillig 
und bewusst auf ihre Atomwaffen verzichtet habe, 
und stattdessen in „Verdrehung der Fakten“ argu-
mentiere, dass die Ukraine auf diese Waffen sowieso 
keinen Zugriff gehabt habe und Russland sie nicht 
aufgegeben hätte, selbst wenn sie auf dem Gebiet 
der Ukraine stationiert gewesen seien. Dabei seien 

die Waffen ja gerade nicht mehr im russischen Zu-
griff gewesen und die Ukraine hätte trotz mangeln-
der Freischaltcodes genug technische Expertise ge-
habt, um die volle Kontrolle über Atomwaffen zu be-
kommen. 
 

Anmerkungen: 
 

Die ganzen Beschimpfungen, die Rolf Mützenich 
wegen seines „Einfrieren“-Vorschlags ertragen 

musste, haben ihn nicht aus der Bahn geworfen. 
Auch wenn er heute in seiner Fraktion weitestgehend 
isoliert erscheint, so hört man seinen Argumenten 
weiterhin aufmerksam zu. Michael Müller hätte 
gestern Abend die doppelte Menge an Tickets verge-
ben können.   
 

Eines ist jedoch sicher, es gab bislang keinen besse-
ren Vorschlag als den, den Rolf Mützenich im März 
2024 gemacht hat.  
 

Jeder Krieg wird einmal enden. Der Großkotz im Wei-
ßen Haus hat es bislang nicht geschafft. Auch sein 
Parallelgremium zum Sicherheitsrat, das eher einer 
Versammlung von Mafia-Bossen ähnelt, wird daran 

nichts ändern. Trump kassiert Milliarden von den Mit-
gliedern des Vereins. Keiner weiß, wohin die Gelder 

fließen. Die Präsidentschaft von Trump ist die kor-
rupteste Administration, die es jemals in den USA 
gab. Worüber verhandeln eigentlich Trumps Immo-
bilienunternehmer in der Ukraine und im Gaza-Strei-
fen? Bestimmt nicht über den Schutz des Völker-
rechts.  

Ed Koch 
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